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Satzung des Eigenbetriebes Stadtgarten und Friedhöfe 
Synoptische Darstellung 

ALT NEU 

Präambel Präambel 

Aufgrund der §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kom-
munalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt vom 17.06.2014 (KVG LSA, GVBl. LSA 
2014 S. 288, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 22. Juni 2018 (GVBl. LSA 
S. 166) und § 4 des Gesetzes über die kom-
munalen Eigenbetriebe im Land Sachsen-
Anhalt (Eigenbetriebsgesetz-EigBG) vom 
24.03.1997 (GVBl. LSA 1997 S. 446), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. 
Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) hat der Stadtrat 
der Landeshauptstadt Magdeburg 
am.................mit Beschluss-Nr............... fol-
gende Neufassung der Satzung des Eigenbe-
triebes „Stadtgarten und Friedhöfe Magdeburg“ 
(Amtsblatt vom … Nr. … Seite …) beschlos-
sen: 
  

Aufgrund der §§ 5, 8 und 128 in Verbindung 
mit 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsge-
setz des Landes Sachsen-Anhalt vom 
17.06.2014 (KVG LSA, GVBl. LSA 2014 S. 288, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 166) und § 4 
des Gesetzes über die kommunalen Eigenbe-
triebe im Land Sachsen-Anhalt (Eigenbetriebs-
gesetz-EigBG) vom 24.03.1997 (GVBl. LSA 
1997 S. 446), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 
288) hat der Stadtrat der Landeshauptstadt 
Magdeburg am.................mit Beschluss-
Nr............... folgende Neufassung der Satzung 
des Eigenbetriebes „Stadtgarten und Friedhöfe 
Magdeburg“ (Amtsblatt vom … Nr. … Seite …) 
beschlossen: 

§ 1 § 1 

Gegenstand des Eigenbetriebes Gegenstand des Eigenbetriebes 

(1) Der Eigenbetrieb wird innerhalb der 
Stadt Magdeburg als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und finanzwirt-
schaftlich gesondertes wirtschaftliches 
Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit (Eigenbetrieb) auf der 
Grundlage der gesetzlichen Vorschrif-
ten und der Bestimmungen dieser 
Satzung geführt. 

(1) Der Eigenbetrieb wird innerhalb der 
Landeshauptstadt Magdeburg als 
organisatorisch, verwaltungsmäßig und 
finanzwirtschaftlich gesondertes wirt-
schaftliches Unternehmen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit (Eigenbetrieb) 
auf der Grundlage der gesetzlichen 
Vorschriften und der Bestimmungen 
dieser Satzung geführt. 

(2) Zweck des Eigenbetriebes ist  (2) Zweck des Eigenbetriebes ist  

1. die Bewirtschaftung und Verwaltung 
des kommunalen Grüns einschließlich 
der Wahrnehmung der Verkehrssi-
cherheitspflicht entsprechend der in 
Anlage 1, 2 und 3, welche Bestandteil 
dieser Satzung sind, aufgeführten 
Liegenschaften, 

1. die Bewirtschaftung und Verwaltung 
des kommunalen Grüns einschließlich 
der Wahrnehmung der Verkehrssi-
cherheitspflicht entsprechend der in 
Anlage 1, 2 und 3, welche Bestandteil 
dieser Satzung sind, aufgeführten  
Liegenschaften, 

2. Versorgung der Bevölkerung mit Be-
stattungsleistungen, 

2. Versorgung der Bürgerinnen und 
Bürger mit Bestattungsleistungen, 

3. der Betrieb des Krematoriums der 
Landeshauptstadt Magdeburg, 

3. der Betrieb des Krematoriums der 
Landeshauptstadt Magdeburg, 

4. Aufgaben nach dem Gesetz über die 
Erhaltung der Gräber von Krieg und 
Gewaltherrschaft. 

4. Aufgaben nach dem Gesetz über die 
Erhaltung der Gräber von Krieg und 
Gewaltherrschaft. 

(3) Der Eigenbetrieb kann darüber hinaus 
seine betriebszweckfördernden und 
ihn wirtschaftlich berührenden Hilfs- 
und Nebengeschäfte betreiben. 

(3) Der Eigenbetrieb kann darüber hinaus 
seine betriebszweckfördernden und ihn 
wirtschaftlich berührenden Hilfs- und 
Nebengeschäfte betreiben. 
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 § 2  § 2 

 Name des Eigenbetriebes  Name des Eigenbetriebes 

 Der Eigenbetrieb führt den Namen  
Stadtgarten und Friedhöfe Magdeburg 
– SFM - 

 Der Eigenbetrieb führt den Namen  
Stadtgarten und Friedhöfe Magdeburg 
– SFM - 

 § 3  § 3 

 Stammkapital  Stammkapital 

 Das Stammkapital des Eigenbetriebes 
beträgt 6.000.000 EUR. 

 Das Stammkapital des Eigenbetriebes 
beträgt 6.000.000 EUR. 

 § 4  § 4 

 Zuständigkeiten  Zuständigkeiten 

 Zuständig für die Angelegenheiten 
des Eigenbetriebes sind: 

 Zuständig für die Angelegenheiten des 
Eigenbetriebes sind: 

 - Betriebsleitung  - Betriebsleitung 

 - Betriebsausschuss  - Betriebsausschuss 

 - der/die Oberbürgermeister/-in  - der Oberbürgermeister/die 
Oberbürgermeisterin 

 - Stadtrat  - Stadtrat 

§ 5 § 5 

Zusammensetzung und Zuständigkeit der Be-
triebsleitung 

Zusammensetzung und Zuständigkeit der Be-
triebsleitung 

(1) Die Betriebsleitung besteht aus 
dem/der Betriebsleiter/-in, der/die auf 
Vorschlag des Betriebsausschusses 
im Einvernehmen mit dem/der Ober-
bürgermeister/-in vom Stadtrat bestellt 
wird. 

(1) Die Betriebsleitung besteht aus dem 
Betriebsleiter/der Betriebsleiterin, 
der/die auf Vorschlag des Betriebsaus-
schusses im Einvernehmen mit dem 
Oberbürgermeister/der Oberbürger-
meisterin vom Stadtrat bestellt wird. 

(2) Die Bestellung des/der Betriebslei-
ters/-in kann auf 5 Jahre erfolgen. 

(2) Die Bestellung der Betriebsleitung 
kann auf 5 Jahre erfolgen. 

(3) Der/Die Betriebsleiter/-in stellt den 
Wirtschafts- und Finanzplan sowie 
den Jahresabschluss und den Lage-
bericht auf. 

(3) Die Betriebsleitung stellt den Wirt-
schafts- und Finanzplan sowie den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
auf. 
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 (4) Dem/Der Betriebsleiter/-in obliegt die 
Betriebsführung nach kaufmännischen 
Grundsätzen. Er/Sie leitet den Eigen-
betrieb aufgrund der gesetzlichen 
Vorschriften, dieser Satzung, der Be-
schlüsse des Stadtrates und des Be-
triebsausschusses selbständig in ei-
gener Verantwortung und vertritt die 
Landeshauptstadt Magdeburg in den 
Angelegenheiten des Eigenbetriebes. 
Dazu gehören der Vollzug des Wirt-
schaftsplanes, der Einsatz des Perso-
nals, die laufenden Personalangele-
genheiten, die Verhandlungen mit 
Dritten sowie alle sonstigen Maßnah-
men, die zur Aufrechterhaltung und 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes not-
wendig sind. 
Der/Die Betriebsleiter/-in zeichnet in 
den Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes unter dem Namen der Lan-
deshauptstadt Magdeburg mit dem 
klarstellenden Zusatz des Namens 
des Eigenbetriebes. 
Der/Die Betriebsleiter/-in kann Be-
dienstete in bestimmtem Umfang mit 
seiner/ihrer Vertretung beauftragen.  
Die Vertretungsberechtigten zeichnen 
in den Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes unter dem Namen der Lan-
deshauptstadt Magdeburg mit dem 
klarstellenden Zusatz des Namens 
des Eigenbetriebes in Vertretung 
des/der Betriebsleiters/-in. 

(4) Der Betriebsleitung obliegt die  
Betriebsführung nach kaufmännischen 
Grundsätzen. Sie leitet den Eigen-
betrieb aufgrund der gesetzlichen  
Vorschriften, dieser Satzung, der Be-
schlüsse des Stadtrates und des Be-
triebsausschusses selbständig in ei-
gener Verantwortung und vertritt die 
Landeshauptstadt Magdeburg in den 
Angelegenheiten des Eigenbetriebes. 
Dazu gehören der Vollzug des Wirt-
schaftsplanes, der Einsatz des Perso-
nals, die laufenden Personalangele-
genheiten, die Verhandlungen mit  
Dritten sowie alle sonstigen Maßnah-
men, die zur Aufrechterhaltung und 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes not-
wendig sind. 
Die Betriebsleitung zeichnet in den 
Angelegenheiten des Eigenbetriebes 
unter dem Namen der Landeshaupt-
stadt Magdeburg mit dem klarstellen-
den Zusatz des Namens des Eigenbe-
triebes. 
Die Betriebsleitung kann Bedienstete 
in bestimmtem Umfang mit ihrer Ver-
tretung beauftragen.  
Die Vertretungsberechtigten zeichnen 
in den Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes unter dem Namen der Landes-
hauptstadt Magdeburg mit dem klar-
stellenden Zusatz des Namens des 
Eigenbetriebes in Vertretung der Be-
triebsleitung. 

 (5) Der/Die Betriebsleiter/-in hat den/die 
Oberbürgermeister/-in und den Be-
triebsausschuss mindestens viertel-
jährlich über die Entwicklung der Er-
träge und Aufwendungen sowie über 
die Abwicklung des Vermögensplanes 
schriftlich zu unterrichten. 
Darüber hinaus hat der/die Betriebs-
leiter/-in den/die Oberbürgermeister/-
in über alle wichtigen Angelegenhei-
ten des Eigenbetriebes sowie über 
Angelegenheiten, die die Finanzwirt-
schaft der Landeshauptstadt Magde-
burg berühren, rechtzeitig in Kenntnis 
zu setzen. 

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbür-
germeister/die Oberbürgermeisterin 
und den Betriebsausschuss mindes-
tens vierteljährlich über die Entwick-
lung der Erträge und Aufwendungen 
sowie über die Abwicklung des Ver-
mögensplanes schriftlich zu unterrich-
ten. 
Darüber hinaus hat die Betriebslei-
tung den Oberbürgermeister/die 
Oberbürgermeisterin über alle wichti-
gen Angelegenheiten des Eigenbetrie-
bes sowie über Angelegenheiten, die 
die Finanzwirtschaft der Landeshaupt-
stadt Magdeburg berühren, rechtzeitig 
in Kenntnis zu setzen. 
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(6) Der/Die Betriebsleiter/-in erstellt die 
erforderlichen Vorlagen und Be-
schlussvorschläge für den Betriebs-
ausschuss und den Stadtrat im Auf-
trag des/der Oberbürgermeisters/-in. 

(6) Die Betriebsleitung erstellt die  
erforderlichen Vorlagen und Be-
schlussvorschläge für den Betriebs-
ausschuss und den Stadtrat im Auftrag 
des Oberbürgermeisters/der Ober-
bürgermeisterin. 

(7) Der/Die Betriebsleiter/-in entscheidet 
insbesondere über: 

(7) Die Betriebsleitung entscheidet ins-
besondere über: 

1. Den Abschluss von Verträgen und die 
Verfügung von Vermögen des Eigen-
betriebes gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 7 
Gemeindeordnung bis zu einem Be-
trag von 25.000 EUR, 

1. den Abschluss von Verträgen und die 
Verfügung von Vermögen des Eigen-
betriebes gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 7 
Kommunalverfassungsgesetz LSA 
bis zu einem Betrag von 25.000 EUR, 

2. die Einstellung und Entlassung der bei 
dem Eigenbetrieb Beschäftigten bis 
zur Entgeltgruppe 10 (TVöD) und übt 
personalrechtliche Befugnisse unter 
Beachtung der Dienstanweisung 
des/der Oberbürgermeisters/-in aus, 

2. die Einstellung und Entlassung der bei 
dem Eigenbetrieb Beschäftigten bis  
zur Entgeltgruppe 10 (TVöD) und übt 
personalrechtliche Befugnisse unter 
Beachtung der städtischen Dienstan-
weisung aus, 

3. die Beschaffung von Lieferungen und 
Leistungen nach VOL, VOB, VOF und 
HOAI im Rahmen des genehmigten 
Wirtschaftsplanes bis zu einem Wert 
des Gesamtgegenstandes im Einzel-
fall bis 100.000 EUR, 

3. die Beschaffung von Lieferungen und 
Leistungen nach VOL, VOB, VgV und 
HOAI im Rahmen des genehmigten 
Wirtschaftsplanes bis zu einem Wert 
des Gesamtgegenstandes im Einzelfall 
bis 100.000 EUR, 

4. den Erlass und den Verzicht von For-
derungen auf sonstige Ansprüche mit 
einem Wert bis zu 15.000 EUR, 

4. den Erlass und den Verzicht von For-
derungen auf sonstige Ansprüche mit 
einem Wert bis zu 15.000 EUR, 

5. Mehrausgaben für Einzelvorhaben im 
Rahmen des Vermögensplanes bis zu 
einem Betrag in Höhe von 50.000 
EUR (Nettorechnungsbetrag), 

5. Mehrausgaben für Einzelvorhaben im 
Rahmen des Vermögensplanes bis zu 
einem Betrag in Höhe von 50.000 EUR 
(Nettorechnungsbetrag), 

6. den Abschluss von außergerichtlichen 
und gerichtlichen Vergleichen mit ei-
nem Wert des Zugeständnisses bis 
10.000 EUR. 

6. den Abschluss von außergerichtlichen 
und gerichtlichen Vergleichen mit ei-
nem Wert des Zugeständnisses bis 
10.000 EUR. 
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 § 6  § 6 

 Zusammensetzung des Betriebsaus-
schusses 

 Zusammensetzung des Betriebsaus-
schusses 

(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gemäß des Eigenbe-
triebsgesetzes gebildet. Ihm gehören 
9 Mitglieder an. 

(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes wird ein beschließender Aus-
schuss (Betriebsausschuss im Sinne 
des Eigenbetriebsgesetzes) gebildet. 
Der Betriebsausschuss besteht aus 
9 Mitgliedern. 6 Mitglieder werden 
nach den Regelungen des Kommu-
nalverfassungsgesetzes zur Bildung 
und Zusammensetzung der Aus-
schüsse vom Stadtrat aus dessen 
Mitte benannt. 2 Mitglieder sind 
beim Eigenbetrieb beschäftigte Per-
sonen.  
Der Oberbürgermeister/die Ober-
bürgermeisterin oder eine von 
ihm/ihr namentlich bestimmte Ver-
tretungsperson ist gemäß § 8 Abs. 2 
Eigenbetriebsgesetz stimmberech-
tigtes Mitglied und zugleich Vorsitz 
des Betriebsausschusses.  

(2) Die Zahl der Vertreter der Beschäftig-
ten im Betriebsausschuss beträgt 
zwei. Die Beschäftigtenvertreter kön-
nen sich im Verhinderungsfall jeweils 
durch einen anderen durch den Stadt-
rat bestimmten Beschäftigtenvertreter 
vertreten lassen. Der Stadtrat bestellt 
die Vertreter der Beschäftigten bzw. 
deren Stellvertreter auf Vorschlag der 
Personalvertretung für die Dauer der 
jeweiligen Wahlperiode. 

(1) (2) Die Zahl der Vertreter der Beschäftig-
ten im Betriebsausschuss beträgt zwei. 
Die Beschäftigtenvertretung sowie 
deren Stellvertretung im Verhinde-
rungsfall werden durch die Perso-
nalvertretung vorgeschlagen und 
vom Stadtrat für die Dauer der je-
weiligen Wahlperiode bestellt.  

 Den Vorsitz führt gemäß § 8 Abs. 2 
Eigenbetriebsgesetz der/die Oberbür-
germeister/ -in oder ein von ihm/ihr 
namentlich bestimmter/e stimmbe-
rechtigter/e Vertreter/-in der Verwal-
tung. 
 

(2)  Jetzt neu im Absatz 1 des Paragrafen 
6 

(3) Der/Die Betriebsleiter/-in nimmt an 
den Sitzungen des Betriebsausschus-
ses mit beratender Stimme teil. Er/Sie 
ist auf Verlangen verpflichtet, zu den 
Beratungsgegenständen Stellung zu 
nehmen und Auskünfte zu erteilen. 

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den 
Sitzungen des Betriebsausschusses 
mit beratender Stimme teil. Sie ist auf 
Verlangen verpflichtet, zu den Bera-
tungsgegenständen Stellung zu neh-
men und Auskünfte zu erteilen. 
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 § 7  § 7 

 Zuständigkeit des Betriebsaus-
schusses 

 Zuständigkeit des Betriebsausschusses 

 (1) Der Betriebsausschuss überwacht 
die von der Betriebsleitung vorge-
nommene Geschäftsführung des 
Eigenbetriebes. Er bereitet alle An-
gelegenheiten des Eigenbetriebes 
nach den gesetzlichen Vorschriften 
sowie nach der Eigenbetriebssat-
zung erforderlichen Beschlüsse des 
Stadtrates vor, die der Entscheidung 
des Stadtrates vorbehalten sind. Er 
ist von dem/der Betriebsleiter/-in 
und von dem/der Oberbürgermeis-
ter/-in über alle wichtigen Angele-
genheiten des Eigenbetriebes zu 
unterrichten. 

(1) Der Betriebsausschuss überwacht die 
von der Betriebsleitung vorgenommene 
Geschäftsführung des Eigenbetriebes. 
Er bereitet alle Angelegenheiten des 
Eigenbetriebes nach den gesetzlichen 
Vorschriften sowie nach der  
Eigenbetriebssatzung erforderlichen 
Beschlüsse des Stadtrates vor, die  
der Entscheidung des Stadtrates vorbe-
halten sind. Er ist von der Betriebslei-
tung und von dem Oberbürgermeis-
ter/der Oberbürgermeisterin über alle 
wichtigen Angelegenheiten des Eigen-
betriebes zu unterrichten. 

(2) Der Betriebsausschuss entscheidet 
insbesondere über: 

(2) Der Betriebsausschuss entscheidet ins-
besondere über: 

1. Die Erteilung der Zustimmung zu 
erfolgsgefährdenden Mehraufwen-
dungen, 

1. Die Erteilung der Zustimmung zu er-
folgsgefährdenden Mehraufwendungen, 

2. die Erteilung der Zustimmung zu 
Mehrausgaben für Einzelvorhaben 
des Vermögensplanes, soweit sie 
den Betrag von 50.000 EUR über-
schreiten bis zu 250.000 EUR (Net-
torechnungsbetrag), 

2. die Erteilung der Zustimmung zu Mehr-
ausgaben für Einzelvorhaben  
des Vermögensplanes, soweit sie den 
Betrag von 50.000 EUR überschreiten 
bis zu 250.000 EUR (Nettorechnungs-
betrag), 

3. die Beschaffung von Lieferungen 
und Leistungen nach VOL, VOB, 
VOF und HOAI im Rahmen des ge-
nehmigten Wirtschaftsplanes, wenn 
der Gesamtgegenstand im Einzelfall 
den Betrag von 100.000 EUR über-
schreitet und den Betrag von 
500.000 EUR nicht übersteigt, 

3. die Beschaffung von Lieferungen und 
Leistungen nach VOL, VOB, VgV und 
HOAI im Rahmen des genehmigten 
Wirtschaftsplanes, wenn der Gesamt-
gegenstand im Einzelfall den Betrag 
von 100.000 EUR überschreitet und den 
Betrag von 500.000 EUR nicht über-
steigt, 

4. die Rechtsgeschäfte im Sinne des § 
44 Abs. 3 Ziff. 7 Gemeindeordnung, 
deren Vermögenswert den Betrag 
von 25.000 EUR bis zu einer Höhe 
von 250.000 EUR nicht übersteigt, 

4. die Rechtsgeschäfte im Sinne des § 45 
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, deren Vermö-
genswert den Betrag von 25.000 EUR 
bis zu einer Höhe von 250.000 EUR 
nicht übersteigt, 

5. den Erlass von Forderungen und 
den Verzicht auf sonstige Ansprü-
che über 15.000 EUR bis zu einer 
Höhe von 75.000 EUR, 

5. den Erlass von Forderungen und den 
Verzicht auf sonstige Ansprüche über 
15.000 EUR bis zu einer Höhe von 
75.000 EUR, 

6. den Abschluss von außergerichtli-
chen und gerichtlichen Vergleichen 
über 10.000 EUR bis zu einer Höhe 
von 150.000 EUR (Wert des Zuge-
ständnisses), 

6. den Abschluss von außergerichtlichen 
und gerichtlichen Vergleichen über 
10.000 EUR bis zu einer Höhe von 
150.000 EUR (Wert des Zugeständnis-
ses), 
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7. den Vorschlag an den Stadtrat, 
den Jahresabschluss festzustel-
len und über die Behandlung des 
Ergebnisses zu entscheiden, 

7. den Vorschlag an den Stadtrat, den Jahres-
abschluss festzustellen und über die Be-
handlung des Ergebnisses zu entscheiden, 

8. die Einstellung, Eingruppierung 
und Entlassung der beim Eigen-
betrieb Beschäftigten ab der Ent-
geltgruppe 11 (TVöD), aus-
schließlich des/der Betriebslei-
ters/-in, 

8. die Einstellung, Eingruppierung und Entlas-
sung der beim Eigenbetrieb  
Beschäftigten ab der Entgeltgruppe 11 
(TVöD), ausschließlich der Betriebsleitung, 

9 den Vorschlag des/der Wirt-
schaftsprüfers/-in nach § 9 Abs. 2 
Nr. 5 Eigenbetriebsgesetz, 

 entfällt 

10. die Entgelte. (3)  entfällt 

(3) Bei Eilbedürftigkeit gilt § 62 Abs. 
4 Gemeindeordnung entspre-
chend. 

(3) Bei Eilbedürftigkeit gilt § 65 Abs. 4 KVG 
LSA entsprechend 

 § 8  § 8 

 Zuständigkeit des Oberbürger-
meisters 

 Zuständigkeit des Oberbürgermeis-
ters/Oberbürgermeisterin 

 Der/Die Oberbürgermeister/-in 
nimmt die ihm/ihr gemäß Ge-
meindeordnung zugewiesenen 
Zuständigkeiten wahr. 

 Der Oberbürgermeister/die Oberbürger-
meisterin ist oberste Dienstbehörde der 
sonstigen Bediensteten des Eigenbetrie-
bes und Dienstvorgesetz-
ter/Dienstvorgesetzte der Eigenbetriebs-
leitung. Im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des Kommunalverfassungsge-
setzes und des Eigenbetriebsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt. 

 § 9  § 9 

 Zuständigkeit des Stadtrates  Zuständigkeit des Stadtrates 

(1) Der Stadtrat entscheidet über alle 
Angelegenheiten, die ihm durch 
die Gemeindeordnung und das 
Eigenbetriebsgesetz oder die 
Hauptsatzung vorbehalten sind 
und die er weder auf den Be-
triebsausschuss noch auf den/die 
Oberbürgermeister/-in übertragen 
hat. 

(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-
genheiten, die ihm durch das Kommunal-
verfassungsgesetz und das Eigenbe-
triebsgesetz oder die Hauptsatzung vorbe-
halten sind und die er weder auf den Be-
triebsausschuss noch auf den Oberbürger-
meister/die Oberbürgermeisterin übertra-
gen hat. 

(2) Der Stadtrat beschließt insbe-
sondere über: 

(2) Der Stadtrat beschließt insbesondere über: 

1. Den Erlass und die Änderung der 
Betriebssatzung, 

a. den Erlass und die Änderung der Betriebs-
satzung, 

2. die Bestellung der Mitglieder des 
Betriebsausschusses, 

b. die Bestellung der Mitglieder des Betriebs-
ausschusses, 

3. die Bestellung und Abberufung 
des/der Betriebsleiters/-in, 

c. die Bestellung und Abberufung der Eigen-
betriebsleitung, 



Anlage 2  
zur DS0369/18 

 

8 

 

 
ALT NEU 

4. die Feststellung des geprüften Jah-
resabschlusses und die Entlastung 
des/der Betriebsleiters/-in sowie die 
Verwendung des Jahresgewinns 
oder die Behandlung des Jahresver-
lustes, 

d. die Feststellung des geprüften Jahres-
abschlusses und die Entlastung des 
Betriebsleiters/der Betriebsleiterin 
sowie die Verwendung des Jahresge-
winns oder die Behandlung des Jahres-
verlustes, 

5. die Rückzahlung von Eigenkapital, 
gemäß § 13 (3) EigBG, 

e. die Rückzahlung von Eigenkapital, ge-
mäß § 13 (3) EigBG, 

6. die Entscheidung über die Führung 
eines Rechtsstreites von erheblicher 
Bedeutung, 

f. die Entscheidung über die Führung ei-
nes Rechtsstreites von erheblicher Be-
deutung, 

7. Gebühren und Entgelte auf der 
Grundlage des Kommunalabgaben-
gesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KAG) und spezifischer Sat-
zungen, 

g. Gebühren und Entgelte auf der Grund-
lage des Kommunalabgabengesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt (KAG) und 
spezifischer Satzungen, 

8. den Wirtschaftsplan. h. den Wirtschaftsplan. 

 § 10  § 10 

 Personalangelegenheiten  Personalangelegenheiten 

 Die durch Gesetz oder Dienstver-
einbarungen vorgesehenen Mitwir-
kungs- bzw. Mitbestimmungsrechte 
der Personalvertretung bleiben von 
den Bestimmungen dieser Satzung 
unberührt. 

 Die durch Gesetz oder Dienstverein-
barungen vorgesehenen Mitwirkungs- 
bzw. Mitbestimmungsrechte der Perso-
nalvertretung bleiben von den Bestim-
mungen dieser Satzung unberührt. 

 § 11  § 11 

 Wirtschaftsführung und Rechnungs-
wesen 

 Wirtschaftsführung und Rechnungswe-
sen 

 Wirtschaftsführung und Rech-
nungswesen des Eigenbetriebes 
erfolgen auf der Grundlage der Vor-
schriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches. 

 Wirtschaftsführung und Rechnungswe-
sen des Eigenbetriebes erfolgen auf der 
Grundlage der Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches. 

(1)  § 12  § 12 

 Wirtschafts- und Finanzplan  Wirtschafts- und Finanzplan 

(1) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbe-
triebes ist das Haushaltsjahr der 
Landeshauptstadt Magdeburg. 

(1) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes 
ist das Haushaltsjahr der Landeshaupt-
stadt Magdeburg. 

(2) Der Wirtschaftsplan (§ 16 Eigenbe-
triebsgesetz) ist rechtzeitig vor Be-
ginn des Haushaltsjahres von 
dem/der Betriebsleiter/in aufzustel-
len und über den/die Oberbürger-
meister/-in dem Betriebsausschuss 
vorzulegen, der ihn mit dem Bera-
tungsergebnis an den Stadtrat zur 
Beschlussfassung weiterleitet. Der 
Wirtschaftsplan besteht aus dem 
Erfolgsplan, dem Vermögensplan 
und der Stellenübersicht. 

(2) Der Wirtschaftsplan ist rechtzeitig vor 
Beginn des Haushaltsjahres von der 
Betriebsleitung aufzustellen und über 
den Oberbürgermeister/die Oberbür-
germeisterin dem Betriebsausschuss 
vorzulegen, der ihn mit dem Beratungs-
ergebnis an den Stadtrat zur Beschluss-
fassung weiterleitet. Der Wirtschaftsplan 
besteht aus dem Erfolgsplan, dem Ver-
mögensplan und der Stellenübersicht. 
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(3) Der/Die Betriebsleiter/-in stellt den 
Finanzplan (§ 17 EigBG) auf und 
legt ihn gleichzeitig mit dem Wirt-
schaftsplan über den/die Oberbür-
germeister/-in dem Betriebsaus-
schuss und dem Stadtrat zur Kennt-
nis vor. 

(2) (3) Die Betriebsleitung stellt den Finanz-
plan auf und legt ihn gleichzeitig mit 
dem Wirtschaftsplan über den Oberbür-
germeister/die Oberbürgermeisterin 
dem Betriebsausschuss und dem Stadt-
rat zur Kenntnis vor. 

  (3) (4) Wirtschafts- und Finanzplan sind Teil 
der Haushaltssatzung der Landes-
hauptstadt Magdeburg und sind die-
ser beizufügen.  

(4) Bei der Ausführung der Wirtschafts-
pläne hat der/die Betriebsleiter/-in 
darauf zu achten, dass durch wirt-
schaftliche Betriebsführung der 
durch den Betriebsausschuss bestä-
tigte Zuschussbedarf möglichst ge-
ring gehalten wird. Eine absehbare 
Überschreitung des Zuschussbedar-
fes ist unverzüglich gemäß § 5 Abs. 
5 Satz 2 und 3 dieser Satzung 
dem/der Oberbürgermeister/-in so-
wie dem Betriebsausschuss anzu-
zeigen. 

(4) (5) Bei der Ausführung der Wirtschaftsplä-
ne hat die Betriebsleitung darauf zu 
achten, dass durch wirtschaftliche Be-
triebsführung der durch den Betriebs-
ausschuss bestätigte Zuschussbedarf 
möglichst gering gehalten wird. Eine 
absehbare Überschreitung des Zu-
schussbedarfes ist unverzüglich gemäß 
§ 5 Abs. 5 dieser Satzung dem Ober-
bürgermeister/der Oberbürgermeiste-
rin sowie dem Betriebsausschuss an-
zuzeigen. 

 § 13  § 13 

 Kassenführung und -prüfung, Jah-
resabschluss 

 Kassenführung und -prüfung, Jahresab-
schluss 

(1) Der Eigenbetrieb führt seine Kasse 
als verbundene Sonderkasse. Für 
die Kasse des Eigenbetriebes gelten 
die Vorschriften der Gemeindekas-
senverordnung (GemKVO), soweit 
nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. 

(1) (1) Der Eigenbetrieb führt seine Kasse als 
verbundene Sonderkasse. Für die Kas-
se des Eigenbetriebes gelten die Vor-
schriften der Gemeindekassenverord-
nung (GemKVO), soweit nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Die Kassenaufsicht bei verbundener 
Sonderkasse obliegt dem/der Ober-
bürgermeister/-in. Er/Sie kann die 
ihm/ihr obliegende Kassenaufsicht 
an einen/eine Kassenaufsichtsbe-
amten/-in delegieren, der/die nicht 
Kassenverwalter/-in sein darf. 

(2) (2) Die Kassenaufsicht bei verbundener 
Sonderkasse obliegt dem Oberbürger-
meister/der Oberbürgermeisterin. 
Er/Sie kann die ihm/ihr obliegende Kas-
senaufsicht an einen Kassenaufsichts-
beamten/eine Kassenaufsichtsbeam-
tin delegieren, der nicht Kassenverwal-
ter/die nicht Kassenverwalterin sein 
darf. 

(3) Der Jahresabschluss und der Lage-
bericht sind bis zum Ablauf von 3 
Monaten nach Ende des Wirt-
schaftsjahres von dem/der Betriebs-
leiter/-in zu erstellen und über 
den/die Oberbürgermeister/-in dem 
Betriebsausschuss vorzulegen.  

(3) (3) Für den Schluss eines jeden Wirt-
schaftsjahres hat die Betriebsleitung 
einen aus der Bilanz, der Gewinn- 
und Verlustrechnung und dem An-
hang bestehenden Jahresabschluss 
sowie den Lagebericht aufzustellen. 
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(4) Die Erstellung des Lageberichtes 
erfolgt nach Maßgabe des § 289 
HGB. Im Lagebericht ist auch ein-
zugehen auf: 

(4) (4) Die Erstellung des Lageberichtes erfolgt 
nach Maßgabe des § 289 HGB. Im La-
gebericht ist auch einzugehen auf: 

1. die Änderung im Bestand der zum 
Eigenbetrieb gehörenden Grundstü-
cke und grundstücksgleichen Rech-
te, 

1. die Änderung im Bestand der zum Ei-
genbetrieb gehörenden Grundstücke 
und grundstücksgleichen Rechte, 

2. die Änderung in Bestand, Leistungs-
fähigkeit und Ausnutzungsgrad der 
wichtigsten Anlagen, 

2. die Änderung in Bestand, Leistungsfä-
higkeit und Ausnutzungsgrad der wich-
tigsten Anlagen, 

3. den Stand der Anlagen im Bau und 
die geplanten Bauvorhaben, 

3. den Stand der Anlagen im Bau und die 
geplanten Bauvorhaben, 

4. die Entwicklung des Eigenkapitals 
und der Rückstellungen jeweils un-
ter Angabe von Anfangsbestand, 
Zugängen und Entnahmen, 

4. die Entwicklung des Eigenkapitals und 
der Rückstellungen jeweils unter Anga-
be von Anfangsbestand, Zugängen und 
Entnahmen, 

5. die Umsatzerlöse mittels einer Men-
gen- und Tarifstatistik des Berichts-
jahres im Vergleich mit dem Vorjahr, 

5. die Umsatzerlöse mittels einer Mengen- 
und Tarifstatistik des Berichtsjahres im 
Vergleich mit dem Vorjahr, 

6.  die Ertragslage, 6. die Ertragslage, 

7. den Personalaufwand mittels einer 
Statistik über die zahlenmäßige 
Entwicklung der Belegschaft unter 
Angabe der Gesamtsummen der 
Entgelte, Vergütungen, sozialen 
Abgaben, Aufwendungen für Alters-
versorgung und Unterstützung ein-
schließlich der Beihilfen und der 
sonstigen Aufwendungen für das 
Wirtschaftsjahr. 

7. den Personalaufwand mittels einer Sta-
tistik über die zahlenmäßige Entwick-
lung der Belegschaft unter Angabe der 
Gesamtsumme der Entgelte, Vergütun-
gen, soziale Abgaben, Aufwendungen 
für Altersversorgung und Unterstützung 
einschließlich der Beihilfen und der 
sonstigen Aufwendungen für das Wirt-
schaftsjahr. 

 Der Jahresabschluss und der Lage-
bericht sind bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach Ende des Wirt-
schaftsjahres von der Betriebslei-
tung aufzustellen und dem Oberbür-
germeister/der Oberbürgermeisterin 
zur unverzüglichen Weiterleitung an 
das Rechnungsprüfungsamt vorzu-
legen. 

(5) (5) Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt sind bis zum Ablauf von vier Mo-
naten nach Ende des Wirtschaftsjahres 
von der Betriebsleitung aufzustellen und 
dem Oberbürgermeister/der Oberbür-
germeisterin zur unverzüglichen Weiter-
leitung an das Rechnungsprüfungsamt 
vorzulegen.  

  (6) (6) Die Prüfung des Jahresabschlusses 
erfolgt nach Maßgabe des § 142 KVG 
LSA. 
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  (7) Nach Abschluss der Jahresab-
schlussprüfung hat der Oberbürger-
meister/die Oberbürgermeisterin den 
Jahresabschluss und den Lagebe-
richt zusammen mit dem Bericht über 
die Jahresabschlussprüfung zu-
nächst dem Betriebsausschuss so-
wie dem Ausschuss über Rech-
nungsprüfung und Beteiligungscon-
trolling zur Vorberatung und sodann 
mit den Ergebnissen der Vorberatung 
dem Stadtrat zur Feststellung zuzu-
leiten.  

 § 14  § 14 

 In-Kraft-Treten  In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des 
Eigenbetriebes „Stadtgarten und 
Friedhöfe Magdeburg“ vom 
01.01.2004 (veröffentlicht im Amts-
blatt der Landeshauptstadt Magde-
burg Nr. 39 vom 23.12.2003) zuletzt 
geändert durch die 1. Änderungs-
satzung zur Eigenbetriebssatzung 
vom 19.10.2007 (veröffentlicht im 
Amtsblatt Nr. 28 vom 25.10.2007) 
außer Kraft. 

(1) (2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Ei-
genbetriebes „Stadtgarten und 
Friedhöfe Magdeburg“ vom 
06.03.2010 (veröffentlicht im Amts-
blatt der Landeshauptstadt Magde-
burg Nr. 09 vom 05.03.2010) zuletzt 
geändert durch die 1. Änderungssat-
zung zur Eigenbetriebssatzung vom 
01.08.2015 (veröffentlicht im Amts-
blatt Nr. 23 vom 31.07.2015) außer 
Kraft. 
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